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Öffentliche Bekanntmachung 
gemäß § 10 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 

und gem. § 5 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
 

Die ENERCON GmbH, Dreekamp 5 in 26605 Aurich hat mit Antrag vom 14.12.2018, vervollständigt am 

08.10.2019, eine Genehmigung gem. § 4 BImSchG für die Errichtung und Betrieb von drei Windener-

gieanlagen in 32469 Petershagen auf den nachfolgend bezeichneten Grundstücken beantragt: 

 

Bezeichnung Gemarkung Flur Flurstück 

WEA 01 Frille 5 13 

WEA 02 Frille 4 2 

WEA 03 Frille 6 22 

 

Gegenstand des Antrages ist die Errichtung und der Betrieb von drei Windenergieanlagen des Typs 

Enercon E-138 EP3 mit 160 m Nabenhöhe, einem Rotordurchmesser von 138,60 m und einer Nenn-

leistung von jeweils 3.500 kW. Weitere Angaben zu dem Vorhaben können dem ausgelegten Antrag 

und den zugehörigen Antragsunterlagen entnommen werden. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 

genehmigungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vorschriften. Für das 

Verfahren und die Zulassungsentscheidung ist die Untere Umweltschutzbehörde des Kreises Minden-

Lübbecke zuständig. 

 

Für dieses Vorhaben wurde gem. § 7 Abs. 3 UVPG die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-

fung beantragt. Der Entfall der Vorprüfung wird von der Genehmigungsbehörde als zweckmäßig er-

achtet. 

 

Gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG i.V.m. §§ 8 ff. der Verordnung über das Genehmigungsverfahren (9. 

BImSchV) und § 19 UVPG wird das Vorhaben hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Der Antrag mit den dazugehörigen Antragsunterlagen, sowie die gem. § 16 UVPG erforderlichen 

Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens, liegen in der Zeit vom 

 

14.11.2019 bis einschließlich 16.12.2019 
 

bei den folgenden Stellen aus und können dort an jedem behördlichen Arbeitstag während der 

Dienststunden eingesehen werden: 

1. Stadt Petershagen, Bahnhofstraße 63, Verwaltungsgebäude Lahde, Zimmer 29 

 

2. Kreis Minden-Lübbecke - Der Landrat - Bürger-Service -, Portastr. 13 in 32423 Minden 

 
Zusätzlich sind die Unterlagen im Internet unter http://www.minden-luebbecke.de/Service/Umwelt 

einsehbar. Das Vorhaben wird zudem über das zentrale UVP-Portal des Landes NRW unter 

https://uvp-verbund.de/nw bekannt gemacht. 

 

Der UVP-Bericht enthält gebündelte Angaben bzgl. der zu erwartenden Umweltauswirkungen auf die 

Schutzgüter des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (Menschen, insbesondere die 
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menschlichen Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Luft, 

Klima und Landschaft, kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter) sowie zu den Wechselwirkungen zwi-

schen den Schutzgütern. Detaillierte Angaben zu Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind dem 

Schall- und dem Schattengutachten zu entnehmen, auf das Schutzgut Tiere dem artenschutzrechtli-

chen Fachbeitrag. Eine Bewertung des Eingriffs in Natur und Landschaft ist Gegenstand des land-

schaftspflegerischen Begleitplanes.  

 

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Auslegungsfrist und bis einen Monat nach 

Ablauf der Auslegungsfrist (bis einschließlich 16.01.2020) schriftlich oder zur Niederschrift bei den 

vorstehend genannten Behörden oder elektronisch unter Einwendungen-eeg-energie@minden-

luebbecke.de erhoben werden. 

Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die 

nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dies gilt nicht für ein sich anschließende Ge-

richtsverfahren. 

 

Name und Anschrift der Einwender sind auf den Einwendungen vollständig und deutlich lesbar anzu-

geben. Unleserliche Namen oder Anschriften können nicht berücksichtigt werden. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Einwendungsschreiben an den Antragsteller zur Stellungnahme 

weitergegeben werden. Auf Verlangen des Einwenders werden dabei Name und Anschrift unkennt-

lich gemacht, soweit die Angaben nicht zur Beurteilung des Inhaltes der Einwendung erforderlich 

sind. 

 

Nach Ablauf der Einwendungsfrist entscheidet die Genehmigungsbehörde nach Ausübung pflichtge-

mäßen Ermessens darüber, ob ein Erörterungstermin durchgeführt wird, um die form- und fristge-

recht erhobenen Einwendungen zu erörtern, soweit dies für die Prüfung der Genehmigungsvoraus-

setzungen von Bedeutung sein kann. Beim Erörterungstermin soll denjenigen, die Einwendungen er-

hoben haben, Gelegenheit gegeben werden ihre Einwendungen zu erläutern. Findet eine Erörterung 

der erhobenen Einwendungen nicht statt, wird diese Entscheidung öffentlich bekannt gegeben. 

 

Der Termin zur mündlichen Erörterung der erhobenen Einwendungen wird durch die Genehmigungs-

behörde zunächst auf den  

 

11.02.2020, ab 15.00 Uhr  
 

anberaumt. 

 

Der Erörterungstermin wird beim Kreis Minden-Lübbecke – Der Landrat – Portastr. 13 in 32423 Min-

den, Gebäude A, 1.Etage, Sitzungssaal, durchgeführt. Bei Bedarf wird die Erörterung am darauf-

folgenden behördlichen Arbeitstag zu gleicher Zeit an gleicher Stelle fortgesetzt. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass form- und fristgerecht erhobene Einwendungen auch bei Ausblei-

ben des Antragstellers oder der Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert werden.  

 

Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein Recht zur Teilnahme haben neben den Vertretern der 

beteiligten Behörden, der Antragsteller und diejenigen, die rechtzeitig bei den Auslegungsstellen 

Einwendungen erhoben haben. Zur Feststellung der Identität der Einwender sind Ausweispapiere 
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beim Erörterungstermin vorzuhalten. Vertreter von Einwendern haben eine schriftliche Vollmacht 

vorzulegen. Sonstige Personen können als Zuhörer an dem Termin teilnehmen, sofern genügend freie 

Plätze zur Verfügung stehen. Gesonderte Einladungen zum Erörterungstermin ergehen nicht. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung der Entscheidung über den Genehmigungsantrag und 

über Einwendungen durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden kann. 

 

 

Im Auftrag 

gez. 

Klostermeyer 


